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Jnhalt: Das Stempelzeichen auf den erſten Poſtfrachtbriefen weicht von 

Die neuen Stempelmarken. Ein Beitrag zur öſterreichiſchen Stempelkunde. | der damaligen Zeichnung der Stempelmarken erheblich ab. Aehnlich iſt 

Von Dr. Stefan Koczyüski, k.k. Finanzrath in Trieſt. (Fortſetzung.) nur die allgemeine Geſtalt, der grüne Fond (Blattgeäder), das runde 

f e ee Stempelbild in Schwarzdruck in der oberen Markenhälfte und die An— 
Mittheilungen aus der Praxis. au ls er 5 — * 5 

’ 5 gabe der Jahreszahl unter dem Stempelbilde. Dieſe Jahreszahl (1871) 


In der Herſtellung eines Modells und in den Verhandlungen mit einem | :., u: . n ene yo Allan Kan 
Balentagenten über eine beahſichtigte Patentanmeldung kann eine neuheits⸗ iſt, auch das einige Moment, welches die Entjtehungszeit dieſer Fracht. 
ſchädliche Ausübung einer Erfindung nicht erblickt werden. briefe näher feſtlegt. Das kreisrunde Stempelbild ſelbſt iſt ein ziemlich 

Zur Enlſcheidung über den Anſpruch des Staates auf Erſatz der von einer roher Schwarzdruck. Quer durch die Mitte läuft ein breiter Leiſten mit 
Gemeinde eingehobenen und nicht abgelieferten Steuerbeträge find die Ge | der Legende „5 Kreuzer“. Darüber iſt der Doppeladler angebracht, dar— 


richte nicht zuſtändiig. * . | unter ein weißes Ornament auf ſchwarzem Grunde. 

a die done een a . 1 einer Gemeinde Die zweite Ausgabe fand ſtatt, als der Stempelmarkentypus 1875 
haben nur wirkliche Adminiſtrationsacte, aber nicht auch aus dem Eigen⸗ er u 1 ni en F 176725 
thumsrechte der Gemeinde fließende Handlungen Beweiskraft. £ 2 geſchaffen wurde. Laut Finanzminiſterialerlaß vom 3. März 1875, 
a Z. 5477, wurden die Poſtfrachtbriefe mit dem Stempel zu 5 kr. in dieſer 

Perſonaltien. — Erledigungen. E neuen Geſtalt ausgeftattet. 


Die Neubenennung als „Poſtbegleitadreſſen“ fällt mit der Ent: 
ſtehung des Stempelmarkentypus 1879 zuſammen und wurden beide 
Die neuen Ptempelmarken. durch den Finanzminiſterialerlaß vom 8. October 1878, R. G. Bl. 
er = Eh e = Nr. 132, in Verbindung gebracht. Von jetzt an tragen die Poſtbegleit⸗ 

in Beitrag zur öſterreichiſchen Stempelkunde. adreſſen die 5 Kreuzer⸗Stempelzeichen in gleicher Geſtalt und Farbe wie 
Von Dr. Stefan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. die allgemeinen Stempelzeichen der jeweiligen Emiſſion und enthält der 
(Fortſetzung.) farbige Untergrund demgeuäß jeweils die Jahreszahlen 1879, 1881, 

e) Die Poſtfrachtbriefe (Poſtbegleitadreſſen). e 5 1888. 10 0 e . 

is eis ec. 1 8 1 e e Als die Finanzminiſterialverordnung vom 14. März 1893, R. G. Bl. 

a 8 2 Bojleoiie beizugebenden Frachtbriefe wurden urſprünglich Nr. 36, die letzte Geſtaltung des dritten Stempelmarkeutypus ſchuf, wurde 
von den Parteien auf beliebigen Papierblättern handſchriftlich ausgeſtellt e e e ee ; Geſtalt des St 15 
und mit der erforderlichen Stempelmarke von 5 kr. verſehen, ſeit das 11 . 19 degleitadreſſen eine ganz neue Geſtalt des Stempel⸗ 
Geſetz vom 13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 98, dieſelben in die TH . A N Nee. BE 
Stempelpflicht einbezogen hatte. Außer der allgemeinen Weberjchreibung |, Sein Vorbild fand dieſes Stempelzeichen hinſichtlich der Technik 
und der für ſonſtige Frachtbriefe zuläfſigen Datumeinſetzung in die Marke in den analogen Steupelzeichen, die auf den Poſtbegleitadreſſen in Ungarn 
geſtattet die Finanzminiſterialverordnung vom 20. Dec. 1862, N. G. Bl. ſeit längerem üblich waren. Es iſt dies umſo merkwürdiger, als die 
Nr. 102, hier noch beſonders die poſtaliſche Obliterirung des Stempels. ungariſchen Stempelzeithel, die bis heute den Tubus 1854 bewahrt 
Es iſt begreiflich, daß die aus dem Belieben des Einzelnen refultirende haben, ſich eben im ſonſtigen nicht durch Neuerungen und Fortſchritte 
Mannigfaltigkeit dem Poſtverkehre, bei welchem die Bewältigung der auszeichnen. 

Maſſeuhaftigkeit eben nur durch die Gleichmäßigkeit der einzelnen Stücke Das Stempelbild beſteht ohne daß ein Unterdruck und ein Ober— 
ermöglicht wird, höchſt hinderlich war. Die Poſtanſtalt veranlaßte daher, druck zu unterſcheiden wäre) aus einer in lichtbrauuer Farbe gedruckten 
ohne daß hierüber eine Verlautbarung erfolgt wäre, die Anfertigung von | quadratifchen Zeichnung. Elwas in den oberen Theil verſchoben er: 

ſcheint ein kleiner Doppeladler in einem leeren quadratiſchen Felde, 


Poſtfrachtbriefen mit eingedruckten Steinpelzeichen und führte dieſelben N N 
zur facultativen Verwendung ein. Mit der Handelsminiſterialverorduung über und unter welchem die Worte Fünf, reſpective Kreuzer ſtehen. Rechts 
und links davon ſind in Medaillons die Zeichen 5 und kr. angebracht. 


vom 15. October 1878, R. G. Bl. Nr. 129, wurde dann der Gebrauch 
dieſer (gleichzeitig in Poſtbegleitadreſſen umgetauften! Blankette obliga- [Die Medaillons find oben und unten durch Bogentheile verbunden, 
toriſch erklärt. welche die Legende Kaiſ. Kön. Oeſterr. Stempel-Marke tragen. Darunter 
Dieſe Blanlette ſind ein eigenthümliches Zwitterding eines Stempel— iſt die Jahreszahl 1893 in ausgeſparter Schrift angebracht. Der übrige 
blankettes und einer poſtaliſchen Ganzſache. Die Bevorräthigung, der Theil des ganzen Quadrates iſt mit Verzierungen ausgefüllt. Durch die 
Verſchleiß, die Verwendung und der Uutauſch geſchieht ausſchließlich Wahl dieſes neuen Stempelbildes hat die Poſtbegleitadreſſe ihr Schickſal von 
durch die Poſtanſtalt. Die Erzeugung wird von der k. k. Hof- und Staats- dem der allgemeinen Stempelmarken gewiſſermaßen losgelöst. Sie theilte 
druckerei, die nicht nur die Stempel-, ſondern auch die Poſtwerthzeichen daher die Abſchaffung der Emiſſion 1893 nicht und iſt von der Ein— 
herſtellt, vorgenommen. Den Stempelertrag führt die Poſt an die Finanz- führung der Stempelmarken-Ausgabe 1898 unberührt geblieben. 
verwaltung ab. . , Für den Sammler iſt bemerkenswerth, daß die Stempelzeichen der 
Gegenwärtig ſteht die achte Emiffion in Gebrauch. Charakteriſtiſche Poſtbegleitadreſſen auf verſchiedenfarbigem Papier gedruckt vorkommen 
Geſtallung beſitzen aber lediglich dieſe achte und die erſte Ausgabe. was ihnen ein ganz abweichendes Ausſehen verleiht. Es werden nämlich 


u 


die Poſtbegleitadreſſen für das Inland auf gelbem und für das Aus— 
land auf roſa Papier gedruckt. 

Außer den einfachen Begleitadreſſen gibt es noch ſolche, die mit 
Nachnahmeſcheinen vereinigt ſind. Dieſe Ganzſache iſt für das Ausland 
ebenfalls auf roſarothem, für das Inland aber auf grauem Papier 
gedruckt. 


d) Die Eiſenbahnfrachtbriefe. 


In zwei Punkten beſteht eine auffällige Analogie zwiſchen den 
Poſtfrochtbriefen und den Eiſeubahnfrachtbriefen, die ja ihrer inneren 
Natur nach zu den nächſten Verwandten gehören: daß beide infolge des 
unabweisbaren Bedürfniſſes in einer allgemein anzuwendenden Geſtalt 
mit eingedrucktem Stempelzeichen ohne jede Verlautbarung geſchaffen 
wurden, ſo daß der Zeitpunkt ihrer Einführung erſt durch archivaliſche 
Forſchung feſtzuſtellen ſein wird — und daß beide zunächſt nur zu facul 
tativer Verwendung eingeführt und erſt in der Folge obligatoriſch er 
klärt wurden. 

Als der Finanzminiſterialerlaß vom 21. September 1876, R. G. Bl. 
Nr. 120, die Stempelmarkenemiſſion 1877 ſchuf, wurde erwähnt, daß 
die Eiſenbahufrachtbriefe mit eingedrucktem Stempelzeichen in die Neu— 
ausgabe nicht einbezogen würden. Daraus iſt in keiner Richtung zu er 
ſehen, wie dieſe Frachtbriefblankette entſtanden ſeien und wie die darauf 
befindlichen Stempelzeichen ausgeſehen hätten. Doch läßt die Zuſammen— 
ſtellung der Poſt- und Eiſenbahufrachtbriefe in dieſem Erlaß die Ver— 
muthung gegründet erſcheinen, daß auch letztere den Markentypus 1875 
beſeſſen hätten und daher nicht vor Ende 1874 entſtanden ſeien. 

Die zweite Emiſſion erfolgte durch die Finanzminiſterialverordnung 
vom 29. December 1876, Z. 33.141. Jetzt werden nicht nur die 
Blankette ſelbſt genau beſchrieben (25 em hoch, 35 em breit, weiß für 
Frachtgut, roth für Eilgut, links oben der Firmaſtempel der Hof- und 
Staatsdruckerei), ſondern auch Specialnormen hinſichtlich der Stempel— 
zeichen gegeben. Dieſelben entſprechen der Emiſſion 1877. Auf den 
Frachtgutblanketten iſt der Unterdruck grün, auf deu Eilgutblanketten 
violett. Die Zeichen zu 1 kr. und 5 kr., welche die beiden hier allein 
vorkommenden Geblütrenſätze voritellen, die ſich nach der Größe der Trans- 
portsdiſtanz (unter oder über 38 Am) abſtufen, unterſcheiden ſich dann 
nur durch die Werthziffern. Bei den für den Verſchleiß durch die Bahn⸗ 
auſtalten erzeugten Blanketten ſollte das Stempelzeichen links, bei den für 
den Privatverſchleiß hergeſtellten dagegen rechts von der Aufſchrift „Fracht⸗ 
brief“ oder „Eilfrachtbrief“ ſtehen. 

Bei der dritten Emiſſion (Finanzminiſterialverordnung vom 8. Oc— 
tober 1878, R. G. Bl. Nr. 128) wurde das Blankettformular und das 
Stempelzeichen geändert. Erſteres iſt — wenn nur die für den Sammler 
bedeutſame äußere Erſcheinung erwähnt werden foll — 29 cm hoch und 
37 em breit. Die Stempelzeichen zu 1 ke. und 5 kr. entſprechen der 
Dearfenemiffion 1879. Die Farbe des Unterdruckes und der Blankette, 
ſowie die Stellung des Stempelzeichens iſt ungeändert geblieben. 

Als vierte und fünfte Emiſſion iſt die Aenderung der Stempel— 
zeichen auf dieſen Frachtbriefen zu bezeichnen, welche ſie hinſichtlich der 
eingedruckten Jahreszahlen analog den Markenemiſſionen 1881 und 1883 
erfuhren. 

Die mit der Miniſterialberordnung vom 1. April 1884, R. G. Bl. 
Nr. 41, geſchafſene ſechsle Emiffion tft dadurch merkwürdig, daß die 
amtlichen Blankette jetzt obligatoriſch wurden, ſowie dadurch, daß ſie ein 
neues, beſonders ausgeſtattetes Stempelzeichen erhielten. Aehulich 
wie das 1893er Zeichen auf den Poſtbegleitadreſſen ſieht jetzt dieſes 
Stempelzeichen von einem farbigen Untergrunde ab und beſteht blos aus 
einem Schwarzdrucke. Es beſitzt die übliche Geſtalt eines hochgeſtellten 
Rechteckes (20 mm breit, 24 mm hoch). Die Mitte nimmt eine ovale 
Cartouche ein, die in farbloſem Reliefdruck gegen ſchwarzen Grund den 
Doppeladler enthält. Den Rand des Viereckes bildet eine Bordüre mit 
kleinen weißen Blättchen auf ſchwarzem Grund. Die in den vier Ecken 
erübrigenden „Zwickel“ füllt ein ſchwarzes Ornament auf weißem Grund. 
In der Mitte der unteren Randbordüre iſt die Ziffer 1 oder 5 angebracht. 
Das Zeichen enthält keine weitere Legende. Es wird immer links von 
der Aufſchrift angebracht. Noch weiter nach links it der Firmaſtempel 
der Hof- und Staatsdruckerei anzubringen. 

Die letzte Emiſſion endlich it durch das internationale Ueberein— 
kommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr und das hierauf gegründete 
neue Eiſenbahn-Betriebsreglement herbeigeführt worden. 


Die Miniſterialverordnung vom 11. December 1892, R. G. Bl. 
Nr. 213, normirte die neuen Frachtbriefformulare und brachte auch 
mehrſache Modificationen bezüglich des Stempels mit ſich. 

Vor allem iſt jetzt die obligatoriſche Verwendung der amtlichen 
Blankette weggefallen. Es können auch in Privatdruckereien angefertigte 
Blankette gebraucht werden, wenn fie den kundgemachten Formularien 
genau entſprechen, wenn fie ferner eine gewiſſe Stärke des Papiers be- 
ſitzen (die durch das Erforderniß eines gewiſſen Gewichtes ausgedrückt 
erſcheint), wenn weiters das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen durch 
den Controlſtempel einer Bahnanſtalt beſtätigt iſt und wenn die Blankette 
endlich beim Zutreffen aller dieſer Umſtände durch ein Signaturamt 
mit dem Frachtbriefſtempelzeichen verſehen werden, wovon weiter unten 
gehandelt werden wird. 

In Hinſicht auf die Frachtbriefblankette ſelbſt find jetzt interne 
und internationale Frachtbriefe zu unterſcheiden. Die erſteren (30 * 38 cm) 
ſind für Frachtgut und Eilgut auf weißem Papier gedruckt; letztere haben 
oben und unten einen fingerbreiten rothen Streifen. Die internationalen 
Frachtbriefe (31 * 68 em, alſo immer doppelte Blankette mit zwei 
Stempelzeichen zu 1 kr. und 5 kr.) find für Frachtgut auf weißem, für 
Eilgut auf roſa Papier angefertigt. Die internen Frachtbriefe ſind meiſt 
in der deutſchen und einer der übrigen öſterreichiſchen Landesfprachen, 
die internationalen dagegen ſtets deutſch und franzöſiſch gedruckt. 

Die Regieblankette haben ein Waſſerzeichen erhallen: NFBP 
(= Normalfrachtbriefpapier) laut der Vorſchrift — in Wirklichkeit ſteht 
darunter noch weiter das combinirte Zeichen NM zweimal, durch einen 
Eichenzweig getrennt. 

Das Stempelzeichen ſelbſt hat die ältere Zeichnung vollſtändig be— 
wahrt. Nur iſt die allerdings etwas ſchwierige Relieſpreſſung des Adlers 
aufgegeben worden, und wird er jetzt weiß auf ſchwarzen Grund „in 
ſchwacher Prägung“ angebracht. Ein auffällige Neuerung beſteht jedoch 
darin, daß jetzt vor dem Stempelzeichen die Ziffer 1 oder 5, nach dem- 
ſelben die Buchſtaben Kr., oberhalb die Angaben Ein, beziehungsweiſe 
Fünf Kreuzer und unterhalb das Wort Stempel ſtehen. 

Der Sammler findet jedoch auch eine Merkwürdigkeit: nämlich 
Frachtbriefe, die nach Text, Größe, Farbe und Mangel des Waſſerzeichens 
der Emiſſion 1884 angehören, trotzdem aber diefe Legende an den vier 
Seiten des Stempelzeichens aufweiſen. Die veröffentlichten Normalien 
laſſen uns bezüglich dieſes Zwiſchentypus vollſtändig im Stiche. Hervor⸗ 
zuheben iſt, daß dieſe Legende um das Stempelzeichen immer deutſch bleibt. 


e) Die böhmiſchen Fiſcherkarten. 


Von rein regionaler Bedeutung ſind die auf Grund des böhmi— 
ſchen Fiſcherei-Landesgeſetzes vom 9. October 1883, L. G. Bl. Nr. 22 
ex 1885 in Böhmen eingeführten Fiſcherkarten mit aufgedruckten Stempel 
zeichen zu 10 kr., 50 kr. und 1 fl. Näheres darüber kaun nicht geſagt 
werden, weil derartige Karten nicht aufgetrieben werden konnten. 


f) Die kaufmänniſchen Anweifungen. 


Die recenteſte Art geſtempelter Regieblankette ſind die mit der 
Finanzminiſterialverordnung vom 18. November 1890, R. G. Bl. Nr. 201, 
geſchaffenen Formulare für kaufmänniſche Anweiſungen über Geldleiſtungen, 
die bei Beſchränkung der Kaufzeit auf höchſtens acht Tage ohne Rück— 
ſicht auf den angewieſenen Betrag dem feſten Stempel von 5 kr. unter» 
liegen. 

Die Blanketten haben die Größe und ungefähre Geſtalt von 
Wechſelblanketten (12 %% hoch, 32 em breit), wie ja auch der vor— 
gedruckte Text in beiden Fällen bis auf das ausfallende und durch den 
Ausdruck „Anweiſung“ erſetzte Wort „Wechſel“ identiſch iſt. Die Aus⸗ 
führung der auf elfenbeinfarbigem Papier gedruckten Blankette iſt gleich: 
falls meiſterhaft. Es gibt Staaten, deren doch viel höherwerthiges 
Papiergeld hinſichtlich der techniſchen Ausführung weit hinter dieſen 
Blanketten mit fo geringem Stempelwerthe zurückſteht. 

Der hellroſarothe, ſchuppenartig gezeichnete Fond iſt wie bei Wechſeln 
durch die auch den Rand umſchließende Leiſte in drei ungleiche, von links 
nach rechts breiter werdende Felder getheilt. Quer über das größte Feld 
geht eine breite, das Wort „Anweiſung“ in ausgeſparter Schrift ent— 
haltende wagrechte Leiſte mit unterlegten Guillochen; die vier Ecken 
desſelben Feldes enthalten guillochirte Roſetten mit der Werthangabe; 
alles dies Beſtandtheile des Unterdruckes. In der unteren Mitte iſt 
die auch bei allen Wechſeln vorkommende Reliefpreſſung des Adlers an— 
gebracht. 


Die Stempelvignette ſelbſt ift wie der Text der Anweiſung in 
Schwarzdruck ausgeführt. Sie iſt eine dreitheilige Cartouche im Stile 
Ludwig XIV. Hinter ihr ſehen an der Seite, ſowie oben rechts und links 
Lorbeerzweige hervor, während oben in der Mitte die Kaiſerkrone darauf 
ruht. Unter der Krone iſt im oberſten Feld der Doppeladler angebracht. 
Das Mittelfeld, in welches zwei Lorbeerfeſtons hineinhängen, enthält die 
Legende „Anweiſungs⸗Stempel“ in Mediävalſchrift, und das untere Feld 
in gleicher Schrift die Angabe: „5 Kreuzer“. ig 

Durch den Finanzminiſterialerlaß vom 13. Februar 1897, N. G. Bl. 
Nr. 58, wurden derartige Blankette mit böhmiſchem Text in Ver⸗ 
ſchleiß geſetzt. 


g) Die Rechnungsſignatur. 


Je häufiger eine Urkunde in täglichen Verkehrsleben vorkommt, 
deſto mehr Intereſſe hat der Staatsſchatz, das Bewußtſein von der 
Stempelpflichtigkeit dieſer Ausſertigungen allgemein rege zu erhalten, 
weil dann die Unterlaſſung der Abgabenentrichtung doch nicht ſo leicht 
und häufig ſtattfindet. Ebenſo iſt aber auch das Intereſſe der Parteien 
vollkommen berechtigt, daß dann nach Thunlichkeit auch die Gefahren 
vermindert werden ſollen, welche für ſie aus der häufigeren und darum 
minder ſorgfältigen und überlegten Verwendung der Stempelwerthzeichen 
erwachſen. 

Wer daran denkt, wie häuſig ſolche Verſehen bei der Verwendung 
von Stempelmarken vorkommen, wird dieſes Intereſſe wohl zu würdigen 
wiſſen. In beiden Richtungen wurde für die wohl au allerhäufigſten 
vorkommende Urkunde, die Rechnung (Conto, im älteren öſterreichi⸗ 
ſchen Rechte nicht unpaſſend „Außzügel“ benannt), ein geeignetes Aus⸗ 
kunſtsmittel durch die Einführung der amtlichen Signatur gefunden. Radi 
caler wäre wohl die Schafſung amtlicher Blaukette zum facultativen oder 
gar obligatoriſchen Gebrauche geweſen. Dem ſtand aber in noch viel 
größerem Maße als bei den Wechſeln der Umſtand entgegen, daß jeder 
Geſchäftsmann ſeine eigenen, beſonders ausgeſtatteten Rechnungsblankette 
verwenden will, da die Rechnungen gleichzeitig ein wichtiges Reclame⸗ 
mittel ſind. 

Der gewählte Mittelweg — die Signatur — iſt, wie ſchon 
dieſer neuerſtandene Ausdruck des alten öſterreichiſchen Stempelweſens 
ergibt, nichts anderes, als die ehemalige Erfüllungsſtempelung. 
Dieſer Gegenſatz zur Vorrathsſtempelung hatte ſchon ehedem einen zwei⸗ 
fachen Sinn: zunächſt den der Stempelung unverbrauchten Papiers, dann 
aber auch den einer Nachſtempelung bereits geſchaffener ſtempelpflichtiger 
Schriftſtücke. Im letzteren Sinne hat das Wort „Erfüllungsſtempel“ bei 
der Stempelnachtragung für Telegramme (Finanzminiſterialerlaß vom 
9. Jänner 1869, R. G. Bl. Nr. 8) feine Wiederauferſtehung gefeiert. 
Im erſteren Sinne iſt nur das Weſen der Sache, nicht aber auch der 
Name wiedererſtanden: (Telegramm) Erfüllungsſtempel und Signatur 
ſind heute ſo weit auseinanderliegende Dinge, daß niemand eine nähere 
innere Beziehung zwiſchen denfelben vermuthen würde. 

Die Signatur für den Rechnungsſtempel beſteht darin, daß die 
bei gewiſſen Aemtern (in Wien, Brünn, Prag, Troppau, Salzburg, Linz, 
Pilſen, Graz, Trieſt, Kolin, Reichenberg und Auſſig) aufgeſtellten neu⸗ 
artigen Stempelmaſchinen (Syſtem J. J. Bachrach) die farbigen Stempel⸗ 
zeichen mittels Signetten auf die umserwendeten Rechnungsblankette 
Privater über fallweiſe Beſtellung ſeitens derſelben aufdrucken. Automa— 
tiſche Zählwerke au jeder Maſchine controliren die Anzahl der geleiſteten 
Abdrücke. 

Die Stempelzeichen (in den bei Rechnungen vorkommenden Sätzen 
zu 1 kr. und 5 kr.) repräſentiren einen im Stempelweſen — nicht nur 
Oeſterreichs, ſondern überhaupt — neuen Typus. Er iſt eine Ver⸗ 
ſchmelzung des durch die Stempelzeichenemiſſton 1803 geſchaffenen Gegen- 
ſatzes von Mittelſcheibe und Randzeichnung mit dem aus den vufjifchen 
Poſt⸗ und Stempelwerthzeichen bekannten Principe der Verſchiedenfarbig— 
keit dieſer beiden Beſtandtheile. Ein allerdings nur rohes Vordild find 
die zweifarbigen Spielkartenſtempel der Ausgabe 1881. 

Die Rechnungs⸗Stempelzeichen ſtellen aufrechte Rechtecke, deren 
Höhe aber die Breite nicht bedeutend überſteigt, vor. Der 5 kr. Stempel 
iſt nach beiden Dimenſionen etwas größer als der 1 kr. Stempel. Die 
Mitte des Stempelzeichens nimmt eine kreisrunde Scheibe ein, die ebenſo 
wie ehemals der farbloſe Reliefudler durch einen im hohlen Signetten⸗ 
cylinder ſich bewegenden runden Stempel (, Seele“) erzeugt wird. Es 
wurde auch angeſtrebt, daß beim Druck ein gewiſſes Relief hervorgebracht 
werde. Da die Signatur aber zumeiſt von wenig geſchulten Handlanger 
beſorgt wird, bleibt dieſe Abſicht gewöhnlich unerfüllt. Die runde Scheibe 


enthält in der Mitte den Doppeladler, der ſich in farbloſer Preſſung 
von dem kreisrunden, in voller Farbe gedruckten Hintergrunde abhebt. 
Den Rand der Scheibe bildet ein farbloſes Band mit der Legende 
K. K. Rechnungs⸗Stempel in gleicher Farbe wie der Hintergrund des 
Adlers. 

Die äußere Zeichnung beſteht aus Verzierungen und aus der An— 
gabe des Stempelwerthes. Beim 1 kr. Stempel wird die Ziffer 1 viermal 
wiederholt, während das Wort Kreuzer einmal für ſich ſteht, alles in 
ausgeſparter Schrift. Beim 5 kr.⸗Stempel wird die Ziffer 5 in ansge- 
ſparter Schrift dreimal wiederholt, zwei Bänder tragen überdies die 
Worte „Fünf Kreuzer“ in Farbdruck. Das äußere, viereckige Stempel 
bild (die „Fläche“) iſt in anderer Farbe gedruckt als die Scheibe. Beim 
1 kr.⸗Stempel iſt die Mittelſcheibe braun, die Fläche grün; beim 5 fr.- 
Stempel der Scheibe roth, die Fläche blau. 

Die Rechnungsſtempelſignatur wurde durch den Finanzminiſterial 
erlaß vom 23. December 1886, Z. 42.446, für Wien geſchaffen und 
durch die Erläſſe vom 15. Juni 1889, R. G. Bl. Nr. 97, 26. April 
1890, R. G. Bl. Nr. 73, 15. September 1890, R. G. Bl. Nr. 179, 
7. October 1894, R. G. Bl. Nr. 199, 17. September 1897, R. G. Bl. 
Nr. 225, und 11. Februar 1898, R. G. Bl. Nr. 34, auf neue Signatur⸗ 
ſtellen ausgedehnt. Zur Kenntlichmachung der Signaturſtelle erhält jedes 
Signet in den oberen Theil der Randſcheibe mit minimalen Lettern die 
Nummer des Signetts eingravirt, die dann im Abdruck in ausgeſparter 
Schrift erſcheint. Als Seltenheit kommen Abdrücke ohne ſolche Nummer 
vor und dürften dies Erzeugniſſe der älteſten Signetten ſein. 


h) Die Frachtbriefſignatur. 


Aehnliche Gründe wie beim Rechnungsſtempel veranlaßten auch 
bei den Frachtbriefen die Einführung der Signatur. Bezeichnender Weiſe 
entſtand dieſelbe zunächſt dort, wo ſich ſozuſagen das geſammte wirth⸗ 
ſchaſtliche Leben auf die Beſorgung von Verfrachtungen bezieht — au 
unſerer Seeküſte. Hier tritt auch das zweite Element, daß die betheiligten 
Kreiſe der Handelsmarine und der Kaufmannswelt wegen ihrer minderen 
Vertrautheit mit den Vorſchriften und mit Rückſicht auf das oft niedere 
Niveau ihrer Kenntniſſe mit den unleugbaren Diſficultäten der Stempel⸗ 
marken billig verſchont werden ſollten, mit verſtärkter Bedeutung in den 
Vordergrund. Der Finanzminiſterialerlaß vom 26. September 1891, 
R. G. Bl. Nr. 148, führte in Trieſt die Signatur für Seefrachtbriefe 
(polizze di carico) ein. Die neugeſchaffenen Stempelzeichen zu 1 kr. 
und 5 kr. ſind offenbar den Rechnungsſtempelzeichen nachgebildet. Nur 
wurde den Zeichnungen nach unten hin eine Erweiterung der farbigen 
Fläche zutheil, ſo daß dieſe nicht geradlinig, ſondern mit einer bogen⸗ 
förmigen Ausbauchung abſchließt. Es iſt wohl unzweifelhaft, daß die 
Form der Stempel an Schönheit und Gefälligkeit mehr gewonnen hätte, 
wenn dieſer Bogen im oberen Theile der Zeichnung angebracht worden 
wäre. Die runde Scheibe enthält den Doppeladler in ausgeſpartem Druck 
auf farbigem Grund in einem nach unten ausgerundeten Schild. Ober 
dem Schild iſt die Signettennummer in farbigem Druck und darüber 
die Legende: K. K. Frachtbrief-Stempel angebracht. Der Kreisring, welcher 
dieſe Worte enthält, läuft jedoch nicht um die ganze Scheibe, da nach 
unten hin — wie dies ſchon beim 5 kr.⸗Nechnungsſtempel zum Theile 
der Fall iſt — die Zeichnung der Scheibe und der Fläche ineinander- 
greifen, was in Verbindung mit den grellen Farbencontraſten einen un— 
ſchönen Eindruck macht. 

Die Werthbezeichnung iſt in Farbdruck auf weißem Grunde, und 
zwar derart angebracht, daß in der unteren Ausbuchtung die Ziffer 1, be— 
ziehungsweiſe 5 und darüber die Angabe I kr., beziehungsweiſe 5 kr. rechts 
und links von einem Ornament ſo ſteht, daß der obere Theil der letzteren 
Angabe in die runde Scheibe hineinreicht. Die Farben waren für die 
Seefrachtbriefe in folgender Weiſe gewählt worden: beim 1 kr.-Stempel 
die Scheibe grün, die Fläche braun, beim 5 kr.-Stempel die Scheibe 
roth und die Fläche grün. 

Als die letzte Emiſſion der Eiſenbahnfrachtbriefe geſchaffen und 
dabei mit der ausschließlichen Verwendung amtlicher Blankette gebrochen 
wurde, geſtattete die Miniſterialverordnung vom 11. December 1892, 
R. G. Bl. Nr. 213, als alternative Möglichkeit den Gebrauch von in 
Privatdruckereien hergeſtellten Blanketten, welche bei einem der oben ge— 
nannten Aemter der Frachtbriefſignatur unterzogen werden. Vorausſetzung 
der Signirung iſt, daß die Blankette mit dem Controlſtempel einer in- 
ländiſchen Bahngeſellſchaft als Beweis des Vorhandenſeins aller Be— 
dingungen in Bezug auf die Eignung des Papiers und die Vorſchrifts— 
mäßigkeit des Vordruckes verſehen ſind. Das Stempelzeichen iſt das gleiche, 
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wie es für Seefrachtbriefe vorgeſchrieben wurde, beziehungsweiſe in Trieſt 
werden beide Arten von Blanketten mit denfelden Siguetten geſtempelt. 

Die jüngſte Erweiterung des Auwendungsgebietes der Frachtbrief⸗ 
ſignatur wurde durch den Finanzminiſterialerlaß vom 12. Jänner 1897, 
R. G. Bl. Nr. 25, bewirkt, der dieſelbe auch auf die Frachtbriefe des 
Binnenſchiffahrtsverkehres ausdehute. 

Die Finanzminiſterialverordnung vom 14. Februar 1893, R. G. Bl. 
Nr. 24, änderte die Farben der Stempelzeichen. Der 1 kr. Stempel hat 
jetzt braune Scheibe und grüne Fläche, der 5 kr. Stempel aber rothe 
Scheibe und blaue Fläche — alſo genau die gleiche Farbenauordnung wie 
bei den Rechnungsſtempelzeichen. 


i) Die Stempelzeichen der Effectenuumſatzſteuer. 


Als das Geſetz vom 18. September 1892 dieſe, ſeither durch das 
Geſetz vom 9. März 1897, R. G. Bl. Nr. 195, reformirte Steuer ſchuf, 
die man ihres inneren Weſens halber zu den Gebüren im öſterreichiſchen 
Sinne rechnen muß, was in den Ausführungsvorſchriften daun auch 
de ſacto geſchehen iſt ſah man ſich veranlaßt, zur Entrichtung der— 
ſelben neue Specialſtempelzeichen einzuführen. Darin lag keineswegs e ne 
Negation dieſer inneren Zuſammengehörigkeit. Die Neueinführung hatte 
vielniehr hauptſächlich den Grund, daß ſich infolge der feſtgeſetzten Ab— 
gabenhöhe und Eutrichtungsart Stempelappoints als nothwendig heraus— 
ſtellteu, die bei den allgemeinen Stempelmarken nicht beſtanden, ſo daß 
man auf jeden Fall neue Zeichen hätte ſchaffen müſſen. Wenn man bei 
dieſer ſonach unumgänglichen Neuerung durch die Wahl einer anderen 
Geſtaltung Specialſtempelzeichen ſchuf, die in anderen Fällen keine Ver— 
wendung finden können, fo trug man dadurch den Anforderungen der 
Praxis Rechmig, da die übliche Form der kauſmänniſchen Regiſter mit 
der hergebrachten Geſtalt der Stempelmarken nicht gut zu vereinen iſt, 
und erzielte zugleich den Vortheil einer ſicheren Feſtſtellung des Ertrages 
der Abgabe — eine Rückſicht, die bei dieſem erſten Verſuche der Be— 
ſteuerung eines neuen Gebietes ſicher nicht in letzter Linie ausſchlaggebend 
war. Um in formeller Hinſicht allen Beſchwerden möglichſt zuvorzu— 
kommen, wurden auf die neue Steuer von vornherein alle im Gebüren— 
weſen ſucceſſive entſtandenen Einrichtungen angewendet und daher neben 
der zugelaſſenen unmittelbaren Entrichtung ſowohl Marken geſchaffen, 
als auch eine Signatur eingerichtet. 

Die Marken wurden in Appoiuts zu 21/,, 5, 10, 20, 50, 80 kr., 
1, 2, 5 und 8 fl. eingeführt. Die Marken der Krenzerbeträge find 
quadratiſch (25 ½ mm Seitenlänge), diejenigen der Guldenbeträge da— 
gegen ſtellen ein liegendes Rechteck von 25 ¼ mm Höhe und 36 mm 
Breite dar. Die Zeichnung beider Kategorien gehört, wenngleich ſie bei 
jeder verſchieden iſt, im ganzen dem gleichen Typus an. Wegen der 


Bedeutung, die dieſer Typus für die neueſte Stempelmarkenemiſſion ge- 


wonnen hat, iſt es von beſonderem Intereſſe, feiner Entſtehung nad) 
zugehen. 

Die Zeichnung der durch die Finanzminiſterialverordnung vom 
10. November 1892, R. G. Bl. Nr. 197, gefchaffenen Effectenumſatz⸗ 
ſteuermarken zeigt eine unverkennbare Verwandtſchaft mit den Probe— 
ſtempelmarken, die zuerſt im Jahre 1890 nach dem gleichen techniſchen 
Principe wie die Marken der Emiſſion 1898 angefertigt und zum 
Gegenſtand der vielfältigſten Prüfungen und Verſuche gemacht wurden. 

Dieſe Verwandtſchaft ſpricht ſich zunächſt in der Farbe und dem 
Muſter des Fondes aus, der beidemal ein braunes Bändergeflecht völlig 
gleicher Art iſt. Nicht minder analog iſt das innerhalb des Fondes frei⸗ 
ſtehende eigentliche Stempelbild: nur iſt dasſelbe bei den Steuermarken 
nach allen vier Seiten ſymmetriſch geſtaltet, während es bei den Probe⸗ 
ſtempelmarken ungeführ die Froutſeite eines ſtehenden Schrankes vorſtellt. 
Diefe Zeichnung und die braune Farbe erinnern dann an die bosniſchen 
Stempelmarken, deren ältere, ebenfalls ſchrankartige Geſtaltung ihrerſeits 
auf die Stempelbilder der türkiſchen Marken zurückgeht. 

Endlich beſteht aber noch eine Ideenverbindung, die von den 
Steuermarken über die Probeſtempelmarken zu den neuen Signaturs— 
zeichen und zum ruſſiſchen Stempelweſen zurückleitet: es iſt die Auwendung 
des Zweifarbendruckes, und zwar in lebhaft gefürbten Medaillons inner⸗ 
halb ziemlich neutral gehaltener Zeichnungen. Schon in den Probe- 
ſteimpelmarken hat dieſe Idee eine Erweiterung gefunden: zu de mrunden 
Mittelmedaillon treten tangential verlaufende ſchmale Bänder, die in 
gleicher Farbe die Werthaugaben enthalten. 

Das Mittelmedaillon der Kreuzermarken iſt kreisrund und enthält 
das nach links ſehende Kopſbild des Kaiſers. Um dasſelbe läuft als 
Kreisring ein Band, das in brauner Schrift die Legende: „Effecten⸗ 


lunſatz Steuer 1892“ trägt. Die vier zu den Quadratſeiten paralle 
laufenden Bänder haben als Inſchrift das Wort „Kreuzer“ in ausge— 
ſparter Schrift. Durch dieſe Bänder und einfache Ornamente erſcheinen 
vier kleine, die Ziffer des Stempelwerthes enthaltende Quadrate ver— 
bunden. 

Bei den Guldenmarken iſt das Mittelmedaillon mit dem Kaiſer 
biduiß, ſowie das mmgebende Baud mit der Legende „Umſatz⸗Steuer“ 
oval und wird von einem hochgeſtellten Rechtecke muſchloſſen. Am oberen 
Rande dieſes Rechteckes ſteht unter einem Oruament das Wort „Effecten“ 
(gleich der dazu gehörigen Legende „Umſatz-Steuer“ in brauner Schrift); 
am unteren Rande entſpricht dem ein farbiges Baud mit der Jahres- 
zahl 1892 in ausgeſparter Schrift. In halber Höhe gehen bis zum 
Mittelmedaillon radial geſtellt rechts und links ſchmale farbige Bänder 
mit dem Wort „Gulden“ in ausgeſparter Schrift. In den vier dadurch 
entſtehenden Winkeln befinden ſich vier ornamental verzierte Kreiſe mit 
der Werthziffer. 

Der Fond iſt, wie erwähnt, bei fämmklichen Marken graubraun. 
Die Farben der Medaillons und Bänder dagegen ſind nach der oben ange- 
gebenen aufſteigenden Reihenfolge der Appoints: dunkelgrün, dunkelroſa, 
dunkelblau, rothviolett, hellblan und hellgelbgrün in der Kreuzerkategorie, 
dann dunkelblau, dunkelroſa, dunkelgrün und rothviolett bei den Gulden 
marken. 

Die Reform der Effectenumſatzſteuer durch das Geſetz vom 9. März 
1897, R. G. Bl. Nr. 195, hat die geſchilderten Steuermarken ungeändert 
gelaſſen. Dagegen ſchaffte der §S 14 der neuen Durchführungsverordnung 
vom 21. September 1897, R. G. Bl. Nr. 222, eine zweite einſchlägige 
Einrichtung, die Signatur der Zeichen zu 2½, 5 und 10 kr., ab. 
Von dieſer Einrichtung, die natürlich nur für die Steuerentrichtung auf 
einzelnen Schriftſtücken, nicht aber auch für die Verwendung von Ne— 
giſtern in Belracht kam, und die von vornherein auf dieſe drei Beträge 
und die Signaturſtellen in Wien, Prag und Trieſt beſchränkt war, wurde 
nur ein ganz geringfügiger Gebrauch ſozuſagen rein aus Neugierde — 
gemacht und hat ihr Verſchwinden keine Lücke zurückgelaſſen. Vom 
fanmtlerifchen Standpunkte iſt es darum ſchade; deun fo reich unſer 
Stempelweſen, ſeit es unter der Aegyde eines fo vorzüglichen Kunſt— 
inſtitutes ſteht, wie es die k. k. Hof- und Staatsdruckerei iſt, au ge— 
ſchmackvoll concipirten und in vollkommenſter Weiſe ausgeführten Stempel⸗ 
zeichen iſt, ſo kann doch wenig dieſen drei Signaturzeichen an die Seite 
geſetzt werden. Dieſelben gleichen den Steuermarken der correſpondirenden 
Krenzerkategorien in auffallender Weiſe: fie find ebenfalls Quadrate mit 
brauner Zeichnung, deren Mitte ein Medaillonporträt des Kaifers in 
grüner, reſpective rother und blauer Farbe einnimmt. Die Signatur— 
zeichen find etwas größer als die der Marken. Das Medaillon enthält den 
Kopf in farbloſem Reliefdruck, wogegen der Hintergrund in voller Farbe 
gedruckt iſt. In die Reliefpreſſung iſt auch der Kreisring mit der Legende 
„Effecten-Unſatz-Steuer“ einbezogen, welche mit der jeweiligen Farbe in 
das farbloſe Band gepreßt erſcheint. Unten iſt in dieſen Ring die Ziffer 
des Signetts in minimalen Zeichen eingeſetzt. Dies farbige Medaillon 
umgibt in der braunen Zeichnung ein zweiter Kreisring, der viermal 
das Wort „Kreuzer“ in ausgeſparter Schrift enthält und den vier 
Ecken eutſprechend durch vier ornamental verzierte Kreiſe mit der Werth— 
ziffer unterbrochen iſt. Auch in dieſem braunen Druck treten die ausge— 
ſparten Stellen der Zeichnung in ſchönem Relief hervor. 

(Schluß folgt.) 


Mlittheilungen aus der Praxis. 


In der Herſtellung eines Modells und in den Verhandlungen mit 
einem Patentagenten über eine beabſichtigte Patentaumeldung kann 
eine neuheitsſchädliche n einer Erfindung nicht erblickt 
verden. 


Das k. k. Handelsminiſterium hat mit Entſcheidung vom 27. Oc 
tober 1897, 3. 32.361, über die Klage des Johann P. gegen Anton R. 
auf Nichtigkeitserklärung des dem Geklagten am 4. December 1893 mit 
dem Schutze der Priorität am 18. März 1893 ertheilten Privilegiuus 
auf Neuerungen an Säemaſchinen wegen Mangels der Neuheit der 
privilegirten Erſindung im Sinne der SS 1 und 29, 1, a, pb des 
Priv.⸗Geſ. von 15. Auguſt 1852, R. G. Bl. Nr. 184, nach durch⸗ 
geführtem Verfahren, Einvernehmung von Zeugen und eingeholtem Gut— 
achten von Sachverſtändigen zu Recht erkannt wie folgt: Der Klage wird 


keine Folge gegeben und das angefochtene Privilegium ungeſchmälert auf— 
recht erhalten. Ein Zuſpruch von Proceßkoſten findet nicht ftatt. 
Begründung: Das angefochtene Privilegium hat zweierlei 
Neuerungen an Löffelradſäemaſchinen zum Gegenjtande: L. Eine au der 
Saatleitungskammer angebrachte Abſtellvorrichtung, deren Eigenthümlich 
keit darin beſteht, daß die Abſtellung des Säens durch Verdrehung einer 
Trommel und der an derſelben angebrachten Goſſe (Trichter) erfolgt, 
wobei dieſe Trommel, welche durch zwei Hebel in ihrer jeweiligen Stellung 
firirt wird, bei der Verdrehung den zu den Scharen führenden Saat 
leitungscanal abſchließt, wobei gleichzeitig infolge der hiebei eintretenden 
ſeitlichen Stellung der Goſſe der Einlauf des Saatgutes in dieſelbe 
unterbrochen wird (Patentanſpruch 1). 2. Eine eigenthümliche Hebevor— 
richtung für den Scharen (Patentanſpruch 2). Der Kläger ſtellte zu 
nächſt die Behauptung auf, daß Säemaſchinen dieſer Einrichtung ſchon 
lauge vor dem Prioritätetage des angefochtenen Privilegiums den Fabri— 
kanten landwirthſchaftlicher Maſchinen allgemein bekaunt geweſen ſeien. 
Die hiefür vom Kläger geführten Zeugen haben jedoch dieſe Behauptung 
keineswegs beſtätigt. So hat insbeſondere der Zeuge O. in Prag ange— 
geben, daß er fich ſeit dem Jahre 1873 mit der Erzeugung landwirthſchaft— 
licher Maſchinen befaſſe und jede auf dieſem Gebiete auftauchende Neuerung 
verfolgt habe, daß ihm jedoch vor dem 18. März 1893 Säemaſchinen 
mit den Einrichtungen des fraglichen Privilegiums nicht bekannt geworden 
ſeien; auch der Zeuge Joſef K. kounte die vorzeitige Herſtellung oder 
Verwendung der fraglichen Maſchinen nicht beſtätigen. Der Zeuge Johann J. 
in Hoſtivar hat ferner ebenfalls erklärt, daß er Säemaſchinen der privi- 
legirten Conſtruction vor dem 18. März 1893 weder ſelbſt erzeugt noch 
geſehen habe; dieſer Zeuge fügte jedoch allerdings bei, daß er ähnlich 
conſtruirte Maſchinen ſchon vor dem 18. März 1893 angefertigt habe, doch 
ſei der Trichter (die Goſſe) zur Aufnahme des von deu Löffelrädern herab— 
fallenden Saatgutes bei den von ihm erzeugten Maſchinen feſtſtehend und 
deſſen Oeffnung durch einen Deckel verſchließbar geweſen; d'e Hervorhebung 
dieſes Uuterſchiedes beweist jedoch zur Genüge, daß die von J. vorzeitig 
erzeugten Maſchinen ſich gerade in dem weſentlichen Punkte des Patent— 
anſpruches 1 von der Erfindung des Geklagten unterſchieden haben; 
denn den Gegenſtand des Privilegiums bildet, wie bereits hervorgehoben 
wurde, nicht die Anbringung eines Trichters zur Aufnahme der von den 
Löffeln herabſallenden Saatkörner überhaupt, noch auch deſſen Verfchleiß— 
barkeit zum Zwecke des Abſtellens der Ausſaat, ſondern vielmehr die 
ganz ſpecielle Einrichtung, vermöge welcher Anton R. durch Verdrehung 
der Trommel mit dem Trichter die Abſtellung der Ausſaat bewirkt. 
Dieſe ganze ſpecielle Einrichtung erſcheint weder durch die Ausſage der 
Zeugen getroffen, noch kann dieſelbe als vor dem Prioritätstage des 
angefochtenen Privilegiums notoriſch angeſehen werden. Das Gleiche gilt 
von der den Gegenſtand des Patentanſpruches 2 bildenden Hebevorrichtung 
für die Scharen. Abgeſehen von der Behauptung, daß die privilegirte 
Erfindung bereits vor dem Prioritätstage allgemein bekannt geweſen ſei, 
bringt der Kläger noch nachſtehenden Sachverhalt vor: Er ſelbſt habe 
bereits vor dem 18. März 1893 einen Saatauffangtrichter conſtruirt, 
welcher der privilegirten Einrichtung Anton R.'s im weſentlichen voll— 
kommen entſprochen habe; am 5. März 1893 habe der Prager Patent— 
agent V. den Kläger beſucht, und bei dieſer Gelegenheit habe ihm Kläger 
ſein Modell gezeigt; V. habe ihm zugeredet, es zum Patente anzumelden 
und eine Skizze davon angefertigt; Kläger habe ſich jedoch zur Patent— 
anmeldung nicht gleich entſchließen können, weil er erſt eine ganze Maſchine 
fertigſtelleu wollte, um zu ſehen, wie ſich feine Idee in der Praxis be— 
währe. Erſt nach mehreren Wochen habe er ſich zur Anmeldung des 
Patentes entſchloſſen und ſich deshalb am 16. März 1893 an den 
Patentagenten H. gewendet. Daß zwiſchen dem 5. und 16. März kein 
Zeitraum von mehreren Wochen gelegen iſt, bleibt hier außer Betracht. 
Am 16. März 1893 alſo habe Kläger feinen Fabriksbeamten St. mit 
dem Modell zu H. geſchickt; St. habe das Modell, bevor er noch zu H. 
ging, dem Ingenieur N. gezeigt, und ſei dann mit dieſem zu H. ge⸗ 
gangen; H. habe das Modell übernommen, jedoch den Kläger durch St. 
fragen laſſen, ob er das Patent nitht gleichzeitig für Deutſchland an— 
melden ſolle. Bevor Kläger zur diesbezüglichen Beſprechung zu H. reiſen 
konnte, ſeien einige Tage vergangen, ſo daß H. das Patent für den 
Kläger erſt am 22. Mürz 1893 anmeldete; in der Zwiſchenzeit — vom 
16. März 1893 ab — ſei jedoch das Modell in der Kanzlei des Pateut— 
agenten H. gelegen, wo es „von Fachmännern, die dieſe Kanzlei beſuchen, 
in Augenſchein genommen werden konnte“. Dieſen in der Klage darge— 
ſtellten Sachverhalt wiederholt der Kläger in feiner Eingabe vom 27. Jänner 
1897, Z. 5320, in welcher er g'eichfalls angibt, er habe das Modell 
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dem V. am 5. März 1893 gezeigt, jedoch behauptet, daß er erſt zwei 
Monate nachher den St. zu H. geſchickt habe und erſt nach weiteren 
14 Tagen ſelbſt zu H. gereist ſei und dieſem den definitiven Auſtrag 
zur Aumeldung des Patentes gegeben habe. Der Widerſpruch dieſer und 
einiger anderer Zeitangaben untereinander, ſowie mit dem Ulmſtande, 
daß H. für den Kläger, wie das Privilegienregiſter ergibt, thatſächlich 
bereits am 22. März 1893 ein Privilegium auf eine neue Säevorrichtung 
aumeldete, welches aber dem bereits am 18. März 1893 angemeldeten 
Privilegium des Anton N. in der Priorität jedenfalls nachſteht, erſcheint 
jedoch gegenſtandslos; denn ſelbſt wenn durch die vom Kläger angebotenen 
Zeugen erwieſen würde, daß der Kläger thatſächlich ein Modell eines 
Saatauffangtrichters bereits am 5. März 1893 conſtruirt und dasſelbe 
vor dem 18. März 1893 dem Patentagenten H. zum Zwecke der Patent: 
anmeldung überſendet hatte, und daß dieſes Modell bereits thatſächlich 
im weſentlichen die dem Geklagten privilegirten Einrichtungen aufwies, 
ſo kann hierin doch in keinem Falle eine neuheitsſchädliche vorzeitige 
Ausübung der dem Anton R. privilegirten Erfindung erblickt werden. 
Der Geklagte verweist mit vollem Rechte darauf, daß der Kläger in 
feiner Replik ſelbſt zuſteht, daß ſelbſt zu einer Zeit, als fein des Klägers) 
Patent bereits augemeldet war, das iſt nach den 22. März 1893, alfo 
jedenfalls nach der bereits am 18. März 1803 erfolgten Anmeldung des 
angefochtenen Privilegiums, die „Combination der Maſchine mit dem 
neuen Körbchen“, das heißt mit dem Saatauffangtrichter, noch nicht fertig 
geweſen ſei, eine factiſche Ausübung der fraglichen Erfindung alſo bis 
dahin nicht vorlag. In der That kaun iu der Herſtelluug eines Modells 
und in den Verhandlungen mit einem Patentageuten über eine beab— 
ſichtigte Pateutaumeldung, ſelbſt wenn im Laufe dieſer Verhandlungen 
andere Perſonen in Kenntniß der Erfindungsidee gelangen können, eine 
Ausübung e ner Erfindung noch nicht erblickt werden; ſolche Vorbereitungen 
gehen naturgemäß faſt jeder Patentanmeldung voraus, haben jedoch einen 
ganz anderen Zweck und Sinn als die Ausübung der Erfindung. Da 
ſomit der vom Kläger vorgebrachte Sachverhalt für die Eutſcheidung des 
Proceſſes überhaupt belanglos war, entfiel die Vernehmung der zum 
Beweiſe desſelben angebotenen Zeugen und mußte in Ermanglung eines 
Beweiſes für die behauptete Nichtneuheit der privilegirten Erfindung die 
Klage abgewieſen werden. Ein Zuſpruch der Proceßkoſten an den ob⸗ 
ſiegenden Geklagten konnte nicht erfolgen, da weder eine allgemeine ge- 
jegliche Beſtimmung beſteht, welche den Anspruch der Parteien auf Erſatz 
der ihnen in einem adminiſtrativen Verfahren erwachſenen Koſten be 
gründen würde, noch auch das Privilegiengeſetz vom 15. Auguſt 1852, 
R. G. Bl. Nr. 184, eine diesbezügliche ſpecielle Vorſchrift enthält. 
(„Jur. Bl. % 


Zur Eutſcheidung über den Auſpruch des Staates auf Erſatz der 
von einer Gemeinde eiugehobenen und nicht abgelieferten Steuer: 
beträge ſind die Gerichte nicht zuſtändig. 

Die beiden unteren Inſtanzeu haben der Klage der k. k. Finanz— 
procuratur noc. des k. k. Aerars gegen die mähriſche Gemeinde X. auf 
Zahlung der erwieſenermaßen von dieſer Gemeinde in der Zeit vom 
1. Jänner 1887 bis 20. Juli 1888 durch ihren Gemeindeſeeretär ein. 
gehobenen, von ihm unterſchlagenen landesfürſtlichen Steuern und Zu: 
ſchläge im Betrage von 3271 fl. 35½ kr. ſtattgegeben. Den unter— 
gerichtlichen Urtheilsgründen iſt zu entnehmen, daß der geflagterfeits 
aus dem Grunde erhobenen Einwendung der Jucompetenz der Gerichte, 
daß es ſich lediglich um eine im Verwaltungswege auszutragende Admini 
ſtrativſache handelt, mit dem begegnet wird, daß der Klagsanſpruch auf 
den privatrechtlichen Titel der Bevollmächtigung der Gemeinde zur Eiu— 
hebung der beſagten Steuern ſammt Zuſchlägen geſtützt wird, zur Ent 
ſcheidung über denſelben daher die Gerichte competent erſcheinen. Die 
weitere Einwendung der mangelnden Klagslegitimation der k. k. Finanz⸗ 
procuratur in Anſehung des Begehrens auf Zahlung der eingehobenen 
Landes- und Bezirksumlagen, ſowie Handelskammerbeiträge wurde unter 
Verweiſung auf die Geſetze und Verordnungen, auf Grund deren die 
Staatsverwaltung zur Eiuhebung dieſer Umlagen, beziehungsweiſe Bei— 
träge berechtigt iſt, verworfen. Was endlich) die Einwendung der ge— 
klagten Gemeinde betrifft, daß nicht ſie, ſondern deren Secretär die 
Einhebung der Steuerbeträge vorgenommen habe und für deren Abfuhr 
dem Staate gegenüber verantwortlich ſei, wird ſelbe durch den Hinweis 
darauf, daß die Gemeinde die von ihr auf Grund der Gemeinde- 
ordnung vom 17. März 1849 beforgte Steuereinhebung auch nach Ein— 
führung der neuen Gemeindeordnung nicht zurückgelegt, ſondern weiter 
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beſorgt habe und daß der Gemeindeſecretär dieſe Einhebung blos als 
Bedienſteter der Gemeinde vornahm, ſo daß durch deſſen (unrichtige) 
Gebarung mit den eingehobenen Steuergeldern das lediglich zwiſchen 
der Gemeinde und der Staatsverwaltung beſtehende Rechtsverhältniß in 
keiner Weiſe tangirt werden konnte, entkräftet. 

Ueber die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde der geklagten Ge— 
meinde hat der oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 12. October 1897, 
Z. 11.149, beide untergerichtlichen Urtheile ſammt der ihnen voran⸗ 
gegangenen Verhandlung als nichtig aufgehoben und dem Gericht erſter 
Juſtanz verordnet, die Klage der k. k. Finanzprocuratur wegen Unzuſtändig⸗ 
keit der Gerichte zur Entſcheidung über den mit derſelben erhobenen 
Anſpruch zurückſtellen. 

Gründe: Es handelt ſich um die Frage, ob die Gemeinde X. 
dem Staate für einen in der Zeit vom 1. Jänner 1887 bis 20. Juli 1888 
von ihrem Secretär von den verpflichteten Perſonen eingehobenen, jedoch 
unterſchlagenen und daher in die Steuercaſſe nicht abgelieferten Betrag 
an Steuern ſammt Zuſchlägen zu haften, diefen Betrag zu zahlen habe. 
Die k. k. Finanzprocuratur und mit ihr die unteren Gerichte glauben, 
dieſe Frage bejahen und die Erfatzpflicht der Gemeinde aus den Be— 
ſtimmungen der SS 1009 und 1035 a. b. G. B. ableiten zu können; 
ein ſolcher privatrechtlicher Verpflichtungsgrund liegt jedoch nicht vor. 

Mit der k. k. Finanzprocuratur muß anerkannt werden, daß die 
Beſtimmung des § 128 des proviſoriſchen Gemeindegefetzes vom 
17. März 1849, R. G. Bl. Nr. 170, wonach die Einhebung und Abfuhr 
der directen Steuern ausdrücklich in den übertragenen Wirkungskreis 
der Gemeinden eingereiht war, in die derzeit geltenden Gemeindegeſetze 
nicht aufgenommen worden iſt. Der Artikel VI des Geſetzes vom 
5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, erklärt nur, daß der übertragene 
Wirkungskreis der Gemeinden in der Verpflichtung derſelben zur Mit- 
wirkung für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung beſtehe, und daß 
die allgemeinen Geſetze und innerhalb derſelben die Landesgeſetze dieſen 
Wirkungskreis beſtimmen. Mehr enthält auch der $ 28 der Gemeinde— 
ordnung für die Markgrafſchaft Mähren vom 15. März 1864, L. G. Bl. 
Nr. 4, nicht und beſteht auch kein dem proviſoriſchen Gemeindegeſetze 
nachgefolgtes Geſetz, welches die Steuereinhebung in Mähren ausdrücklich 
der Gemeinde übertragen würde. Nach der Minifterialverordnung vom 


19. Jäuner 1853, R. G. Bl. Nr. 10, ſind die Steuerämter die zur 
Steuereinhebung berufenen Organe. 
Gleichwohl iſt nach der richtigen Bemerkung der k. k. Finanz⸗ 


procuratur in den meiſten Gemeinden Mährens in der Art der Steuer- 
einhebung eine Aenderung nicht eingetreten, die Gemeinden beſorgen 
nach wie vor die Steuereinhebung für das k. k. Aerar und der Staat 
ließ es dabei bewenden. So geſchah es auch in der Gemeinde X. 

Der Anſicht der k. k. Finanzprocuratur, daß auf dieſe Weiſe aus 
dem auf eine ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung geſtützten, öffentlich⸗ 
rechtlichen Mandate ſtillſchweigend ein Mandatsverhältniß rein civil⸗ 
rechtlicher Natur entſtanden ſei, kann jedoch nicht beigetreten werden. 
Die Vorſchreibung und Einhebung der Steuern ſind, als Ausfluß der 
Hoheitsrechte, Acte der öffentlichen Verwaltung, und fobald die Ein- 
hebung der Steuern einer Gemeinde übertragen oder überlaſſen iſt, wird 
nichts anderes als ihre Mitwirkung zum Zwecke der öffentlichen Ver⸗ 
waltung in Anſpruch genommen. 

An der rechtlichen Natur des Geſchäftes wird dadurch nichts 
geändert. Dasſelbe iſt und bleibt Gegenſtand des öffentlichen Rechtes, 
und nur nach dieſem kann beurtheilt werden, ob und inwiefern die 
Gemeinde rückſichtlich eines durch allfälliges Verſchulden in der Aus⸗ 
übung der ihr überlaſſenen Amtshandlung entſtandenen Schadens erſatz⸗ 
pflichtig fei. Eine ſolche Entſcheidung ſteht der Verwaltungsbehörde zu 
und kann von den Gerichten nicht gefällt werden; die von den unteren 
Gerichten gefällten Urtheile waren nach § 48 J. N. als ungiltig auf- 
zuheben. („Ger.⸗Ztg.“) 


Für die ortspolitiſche Zugehörigkeit eines ſtreitigen Gebietes zu 
einer Gemeinde haben nur wirkliche Adminiſtrationsacte, aber nicht 
auch aus dem Eigenthumsrechte der Gemeinde fließende Handlungen 
Beweiskraft. 

Die Gemeinde M. ſtellte das Anſuchen, es mögen die Gebiete 
S. F. in C., welche, aus Wald und Weide beſtehend, Privateigenthum 
der Gemeinde M. find und in dem Cataſter der Stenergemeinde K. 
erſcheinen, als ortspolitiſch nach M. gehörig erklärt werden. Zum Be⸗ 
weiſe dieſes Anſpruches berief ſie ſich darauf, daß der Verkauf von Forſt⸗ 
producten (Holz und Terpentin) aus dieſen Gebieten, auch wenn der⸗ 
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ſelbe im Wege einer öffentlichen Verſteigerung erfolgte, ſowie die An- 
weiſung von Forſtproducten an Nutzungsberechtigte ſtets von der Ge— 
meinde M. ohne irgend welche Intervention der Gemeinde K. ſtattfand, 
daß die Gemeinde M. in der Beaufſichtigung der Wälder, Anftellung 
von Waldaufſehern u. dergl. ſtets ſelbſtändig vorgegangen ſei und daß 
alle behördlichen Anordnungen in dieſer Hinſicht immer nur und aus— 
ſchließlich an die Gemeinde M. ergangen feien. Ebenſo ſei die öffent- 
lich? Verſteigerung der Jagd auf fraglichem Gebiet immer in der Ge— 
meindekanzlei von M. ohne Intervention der Gemeinde K. erfolgt. 
Weiters habe die Gemeinde M. in dieſem Gebiete einen öffentlichen 
Weg angelegt, ohne hiezu die Erlaubniß der Gemeinde K. erbeten oder 
erlangt zu haben. Endlich ſei die Handhabung der Veterinärpolizei, die 
Anzeige entſtandener Viehſeuchen, die Abſperrung des verſeuchten Gebiets 
theiles u. dergl. ſtets nur durch die Gemeinde M. vorgenommen worden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft C. erkannte jedoch in allen dieſen 
Handlungen keine ortspolizeilichen Adminiſtrativacte, ſondern nur Aus— 
flüſſe des der Gemeinde M. zuſtehenden Eigenthumsrechtes, welche keinen 
Beweis für die ortspolitiſche Zugehörigkeit des ſtreitigen Gebietes zu 
der Gemeinde M. zu bieten vermögen. Dieſe Entſcheidung wurde über 
Recurs der Gemeinde M. in zweiter und dritter Inſtanz (Entſcheidung 
des k. k. Miniſteriums d. Innern v. 20. April 1898, 3. 1495) beſtätigt. 
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Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben geſtattet, daß der im Miniſterium des Aeußern in 
Verwendung ſtehende außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter 
Julius Freiherr Zwiedinek v. Südenhorſt ad personam in die III. Rangs⸗ 
claſſe eingereiht werde. N — 

Se. Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſterialrathe im Miniſterium des 
Aeußern Alexander Ritter v. Suzzara den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
chefs verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Hofſecretäre Johann Matuſchka und Joſef 
Schönig zu Sectionsräthen des Oberſten Rechnungshofes ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Kanzleiſecretär II. Claſſe beim Honorarconſulate 
in Leipzig Rudolf Faſan das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Handelsmannes H. ... 
Taylor zum k. und k. Conſular⸗Agenten in King's Lynn genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat den Commiſſär der Generaldirection der Tabak⸗ 
regie Johann Gärtner zum Secretär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Valentin Hiſchtin zum 
Finanzrathe und den Steuer⸗Oberinſpector Adolf Joſef Frank zum Finanz 
ſecretär der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. , 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Georg Jaworski, Julius 
Fiſcher, Wladimir Szankowski und Paul Dziopinski zu Steuer⸗Ober⸗ 
inſpectoren der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗Inſpectionsadjuncten Berthold Haniſch 
zum Forſt⸗Inſpectionscommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Ober⸗Bergeommiſſäre Joh. Zdislav Pod⸗ 
gorski, Joſef Salamon v. Friedberg und Dr. Alex. Toldt zu Bergräthen, 
die Bergeommiſſäre Thaddäus Harajewicz, Joh. Sieniewicz, Dr. Hermann 
v. Veſt und Dr. Karl Blaſchek zu Ober-Bergcommiſſärenren, endlich die 
Adjuncten Dr. Carl Horiak, Fz. Heißler, Georg Onyszkiewicz, Otto 
Rotky, Dr. Theodor Rudl, Dr. Kaſim ir Midowicz und Fz. Friedrich zu 
Bergcommiſſären ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗Inſpectionsadjuncten Johann Muck 
zum Forſt⸗Inſpectionscommiſſär ernannt. 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Kanzleiofficial Karl Dolene zum 
Hilfsämter⸗Directionsadjuncten und den Kanzliſten Joh. Kühnert zum Kanzlei⸗ 
official ernannt. 

Das Präſidium der n. 5. Finanz-Landesdirection hat den Kanzleiofficial 
Georg Bernt zum Hilfsämter⸗Directionsadjuncten extra statum ernannt. 


Erledigungen. 


3 Polizei⸗Concipiſten ſtellen in proviſoriſcher Eigenſchaft mit der 
X. Rangsclaſſe bei der k. k. Polizeidirection in Wien bis 26. Mai. (Amtsblatt 
Nr. 113.) 1 

Finanzrathsſtelle in der VII. Rangsclaſſe, event. Finanzſecretärs⸗, 
bezw. Finanz Obercommiſſärs ſtelle in der VIII., event. 1 Finanz⸗ 
commiſſärsſtelle in der IX. und 1 Finanzconcipiſtenſtelle in der 
X. Rangsclaſſe bei der n. 5. Finanz-Landesdirection bis 10. Juni. (Amtsblatt 
Nr. 116.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 41 und 42 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


